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1- Leiter der Ernährungs- und Arzneimittelorganisation: „Die Art der Kleiderordnung wirkt
sich auf Arzneimittelquote der Apotheken aus“

Der umfassende Druck auf Frauen im Iran, ihnen den Hijab in verschiedenen Formen
aufzuzwingen, nimmt zu. Um die Politik des Zwangshijab voranzutreiben und die
entsprechende politische und religiöse Ausrichtung zu demonstrieren, hat die Ernährungs-
und Arzneimittel-Organisation, eine der wichtigsten Tochtergesellschaften des
Gesundheitsministeriums und die wichtigste Organisation für die Bereitstellung gesunder
und ausreichender Lebensmittel und Medikamente für die Menschen im Iran, hat sich, wie
schon in der Vergangenheit, mit repressiven Einheiten verbündet und spielt mit dem Leben
der Menschen, anstatt sich auf ihre Hauptaufgaben zu konzentrieren.

MENSCHENRECHTSLAGE IM IRAN

Die Islamische Republik Iran ist ein Unrechtsstaat und missachtet systematisch die Rechte
ihrer Bürger. Angehörige ethnischer, religiöser und politischer Minderheiten sind im Iran
vielfacher Diskriminierungen ausgesetzt. Die IGFM veröffentlicht hier regelmäßig Berichte
und informiert über die Menschenrechtssituation im Iran. 

Menschenrechtslage in Iran
IGFM-Bericht vom 16. Mai 2024
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Am 5. Mai 2024 wurde berichtet, dass Heydar Mohammadi, der Leiter der Ernährungs- und
Arzneimittel-Organisation, mit Bezug auf die Einführung der Politik der Hijab-Pflicht für
Apotheken sagte: „Die Art der Kleiderordnung spielt eine Rolle bei der Festlegung der
Arzneimittelquote.“ Wenn eine Apotheke die Normen nicht einhält, wird sie in der ersten
Stufe gewarnt, und wenn die Warnung nicht wirksam ist, werden Maßnahmen gegen die
genannte Apotheke ergriffen und die zuständigen Beamten werden an die Justizbehörden
verwiesen.“

Heydar Mohammadi hatte zuvor offen seine Unterstützung für die Entscheidung des
Obersten Führers zum Ausdruck gebracht, keine COVID-19-Impfstoffe aus Ländern wie den
USA und Großbritannien zu importieren. Viele Menschen im Iran kamen aufgrund des
Fehlens oder Mangels an COVID-19-Impfstoffen ums Leben, und viele andere kamen auch
aufgrund der Zwangsinjektion von Impfstoffen ums Leben, die vom Regime der Islamischen
Republik hergestellt wurden und von keiner seriösen internationalen Organisation
genehmigt wurden. Nur die Ernährungs- und Arzneimittel-Organisation hatte sie
genehmigt. Die Entscheidungen dieser Organisation und ihrer Funktionäre, von denen
Menschenleben abhängen, sind politischer, nicht fachlicher und nicht medizinischer Natur.

2- Plan zur Einführung eines Master-Studiengangs „Tugendgebote und Verbot des Lasters“

Um den religiösen Fundamentalismus zu verschärfen und die Unterdrückung zu verstärken,
nutzt das Regime der Islamischen Republik die finanziellen Ressourcen des Iran, die dem
Volk gehören, um Zwang und Tyrannei durchzusetzen. Eine dieser Möglichkeiten, das Geld
der Menschen zu verschwenden, verkündete Mehran Samadi, der Leiter der Organisation
„Erweckung der Tugendgebote und Verbote des Lasters“. Laut Berichten vom 14. Mai 2024
sagte er, dass die Einführung einer Disziplin auf Master- und Doktoratsebene als Hauptfach
„Tugendgebote und Verbot des Lasters“ geplant sei. Mehran Samadi verwies darauf, dass
diese akademische Disziplin nicht auf das Thema „Keuschheit und Hijab“ beschränkt sei:
„Keuschheit und Hijab sind wichtig, aber es gibt andere Bereiche, die wir nicht
vernachlässigen sollten.“ Wenn wir zum Beispiel einem Landsmann sagen, er solle keine
unnötigen Reisen unternehmen …, gebieten wir, was richtig ist, und verbieten, was falsch
ist.“

Dies ist ein klares und eindeutig zu verurteilendes Beispiel für die Einmischung des
Regimes der Islamischen Republik in die persönlichen Angelegenheiten und die
Privatsphäre der Bürger.
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3- Sperrung von mindestens 56 Instagram-Seiten basierend auf dem „Noor-Plan“

Am 14. Mai 2024 gab Alireza Shayini, der Polizeikommandant von Shahroud im Zentrum der
nordiranischen Provinz Semnan, bekannt, dass im Rahmen der Umsetzung des „Noor-Plans“
56 Instagram-Seiten von den Beamten der FATA-Polizei (iranische Cyber-Polizei) dieses
Landkreises wegen der Verbreitung „unmoralischer und obszöner“ Inhalte blockiert
wurden. Alireza Shayini erklärte: „Seit der Umsetzung des Noor-Plans bis heute haben die
Cyber-Beamten der FATA-Polizei im Kreis Shahroud 56 Seiten mit „kriminellem,
unethischem und obszönem“ Inhalt identifiziert, die zur „Verbreitung krimineller
Aktivitäten“ geführt haben. Shayini behauptete weiter, dass „alle kriminellen und
normwidrigen Inhalte dieser Instagram-Seiten entfernt wurden und sie angewiesen wurden,
ethische Standards einzuhalten. Darüber hinaus wurden die Websites während der
Sperrung an die Justizbehörden verwiesen, um rechtliche Schritte und Entscheidungen
einzuleiten.“

Seit der Vorlage des „Noor-Plans“ im islamischen Parlament kommt es zu erheblich
gestiegenem Druck auf die Bürger hinsichtlich der Inhalte ihrer Seiten in sozialen
Netzwerken. Regelmäßig führen solche Gesetze zu erhöhtem Druck. Die Ausübung von
Kontrolle und aggressivem Verhalten gegenüber Bürgern aufgrund von Inhalten, die nicht
mit den Wünschen des jeweiligen Regimes übereinstimmen, gehören zu den Merkmalen von
Diktaturen.

4- Der Präzedenzfall der Gleichgültigkeit gegenüber dem Widerstand der Frauen und die
Weiterentwicklung der parlamentarischen Phasen des „Noor-Plan“-Gesetzentwurfs

Laut einem Video, das am 13. Mai 2024 veröffentlicht wurde, sagte Ahmad Rastineh, der
Sprecher der Kulturkommission des Parlaments, in der Zusammenkunft der Zweiten Phase
der Beratung in der Fraktion der Islamischen Revolution zum Noor-Plan-Gesetz: „Der
Entwurf des Gesetzes zum Thema Keuschheit und Hijab ist im Parlament eingegangen, und
heute wurden fast alle Mängel behoben. Die Verhandlungen zwischen uns und dem
Wächterrat wurden durchgeführt und es steht zur Verkündung bereit.“ Zu den
Meinungsverschiedenheiten über die Verabschiedung dieses Gesetzentwurfs sagte er: „Es
gab einige Probleme, bei denen die Rolle des Gesetzes im Umgang mit der Entdeckung von
Hijab-Normbrechern geschwächt wurde, was behoben wurde, und ich hoffe, dass es bald
verkündet wird.“ Während im ganzen Land eine Welle der Kritik gegen den „Noor-Plan“-
Gesetzentwurf eingesetzt hat und sich auch die Medien im Ausland mit diesem Thema
befassen, drängt das Regime weiterhin auf die Weiterentwicklung und Umsetzung dieses
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Gesetzentwurfs; ein Gesetzentwurf, der sich schon in der Umsetzungsphase befindet, noch
bevor er überprüft und zu geltendem Recht wird. Dies unterstreicht die Notwendigkeit einer
stärkeren Verurteilung und praktischer Maßnahmen der internationalen Gemeinschaft
gegen diese Verbrechen an Frauen. Seit einiger Zeit wird auf persischen Social-Media-
Plattformen der Hashtag #WarAgainstWomen in Bezug auf das Verhalten gegenüber
Frauen im Rahmen des „Noor-Plans“ verwendet.

5- Obligatorische Schließung von Unterstützungszentren für gefährdete Frauen in Teheran 

Am 14. Mai 2024 erließ die Stadtverwaltung des Bezirks 10 von Teheran einen
Räumungsbefehl für eines der Gebäude der Organisation „Taloo-e Bineshan-ha“. Es war die
Schließung des fünften Zentrums zur Unterstützung gefährdeter Frauen in Teheran.
„Saraye Ghazal“ war eines der Zentren der Wohltätigkeitsorganisation „Taloo-e Bineshan-
ha“, die seit mehreren Jahren Unterstützung, Gesundheits- und medizinische Dienste für
gefährdete Frauen bereitstellte. Weitere ähnliche Zentren, die geschlossen wurden, waren
Khaneh Khorshid (in der Nähe von Darvazeh Ghar, einem Stadtviertel im Süden Teherans),
das Noor-e Sepid Hedayat Institut (in der Nähe des Shoush-Platzes, ebenfalls im Süden der
Hauptstadt), Night Shelter for Women (auch in der Nähe von Darvazeh Ghar) und die
Organisation „Ärzte ohne Grenzen“ in der Nähe des Molavi-Platzes im Süden von Teheran.
Saraye Ghazal ist das fünfte Zentrum zur Unterstützung gefährdeter und obdachloser
Frauen in Teheran, das in weniger als drei Jahren geschlossen wurde.

Eines der Ziele des Regimes bei der Schließung dieser Zentren besteht darin, Frauen, die
häuslicher Gewalt, Gefahr von Ehrenmorden und ähnlichen Verbrechen ausgesetzt sind,
weiterhin gefährdet und anfällig dafür zu machen. Das Regime befürchtet, dass wenn
Frauen als Hauptfeinde und Gegnerinnen des Regimes ermächtigt werden, sie die Stabilität
des Regimes mehr als je zuvor erschüttern könnten.

6- Frauen werden davon abgehalten, gemeinsam genutzte Elektrofahrräder in Städten zu
nutzen 

Durch einen Bericht vom 7. Mai 2024 wurde bekannt, dass im Abschnitt über Gesetze und
Vorschriften zur Nutzung gemeinsam genutzter Elektrofahrräder steht, dass Frauen ohne
Kfz-Führerschein die Nutzung dieser Fahrräder nicht gestattet ist. Dies trotz der Tatsache,
dass Frauen im Iran vom Regime praktisch keinen Kfz-Führerschein erhalten. Zuvor hatte
auch Pirouz Hanachi, der ehemalige Bürgermeister von Teheran, erklärt, dass der Druck
der Überwachungsbehörden zur Ablehnung geführt habe, wenn man die Option „ICH BIN
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EINE FRAU“ in der Software gewählt habe.

7- Versiegelung von Räumlichkeiten und Inhaftierung von Bürgern wegen Lieferung
„anstößiger Kleidung“ 

Am 7. Mai 2024 wurde berichtet, dass einige Bürger in Shiraz von
Strafverfolgungsbehörden festgenommen wurden, weil sie „obszöne Frauenkleidung
verkauft und unanständige Inhalte im realen und virtuellen Raum verbreitet“ haben.
Darüber hinaus wurden die Räumlichkeiten dieser Bürger versiegelt. Diesem Bericht
zufolge wurden abgesehen von der Versiegelung auch „ein nicht autorisiertes Solarium und
etwa zweihundert obszöne Kleidungsstücke“ an ihrem Einsatzort beschlagnahmt. Der
Bericht erwähnt weder die Anzahl noch die Identität noch den Ort der Festnahme der
Bürger. Das Regime der Islamischen Republik greift nicht nur auf körperliche Gewalt gegen
Frauen zurück, um die obligatorische Kleiderordnung und den Hijab durchzusetzen,
sondern geht auch noch einen Schritt weiter, indem es Produktionsstätten und Geschäfte
für Kleidung schließt, die sich nicht an die vom Regime vorgeschriebenen Regeln halten.
Seit Jahren werden Produktionsstätten und Bekleidungsgeschäfte geschlossen, weil sie
Damenbekleidung herstellen, die den Vorschriften des Regimes widerspricht. Wenn sie
andererseits nicht die Kleidung produzieren, die Frauen bevorzugen, wecken sie kein
Interesse bei ihnen und erleiden wirtschaftliche Verluste.

Bisherige Berichte, nach Datum sortiert

Peter Heidt übernimmt Farid Zirgi

Politische Gefangene im Iran sind auf unsere Unterstützung angewiesen.
Informieren Sie sich über ihre Schicksale und wie sich Abgeordnete für
ihre Freilassung einsetzen.

https://www.igfm.de/iran-peter-heidt-uebernimmt-politische-patenschaft-fuer-giti-pourfazel/
https://www.igfm.de/farid-zirgi-moghaddam/


Internationale Gesellschaft für Menschenrechte (IGFM) – Deutsche Sektion e.V.
Edisonstraße 5, 60388 Frankfurt am Main, Deutschland

Tel: 069-420 108-0 | Fax: 069-420 108-33 | eMail: info@igfm.de | 6

politische Patenschaft
für Giti Pourfazel
Der
Bundestagsabgeordnet
e übernimmt eine
politische Patenschaft
für Giti Pourfazel, die
im März 2020 unter
anderem wegen
“Propaganda gegen das
Regime” zunächst zu
vier Jahren und zwei
Monaten Gefängnis
verurteilt wurde. Das
Berufungsgericht
reduzierte die Strafe
im Nachgang auf zwei
Jahre.

Moghaddam
Farid Zirgi
Moghaddam ist ein
weiteres Opfer der
systematischen
Verfolgung der
religiösen Minderheit
der Bahá'í im Iran. Der
junge Iraner wurde im
Juni 2020 aufgrund
seiner religiösen
Zugehörigkeit u.a.
unter dem Vorwurf der
„Mitgliedschaft und
Propaganda für die
Baha‘i“ zu fünf Jahren
Gefängnis verurteilt.

Imke Byl wird Patin
von Rezvaneh Khan
Beigi
Die
Landtagsabgeordnete
übernimmt erneut eine
politische Patenschaft
im Rahmen des
Patenschaftsprogramm
es der IGFM. Diesmal
für die iranische
Frauenrechtsaktivistin

https://www.igfm.de/iran-peter-heidt-uebernimmt-politische-patenschaft-fuer-giti-pourfazel/
https://www.igfm.de/iran-peter-heidt-uebernimmt-politische-patenschaft-fuer-giti-pourfazel/
https://www.igfm.de/farid-zirgi-moghaddam/
https://www.igfm.de/imke-byl-uebernimmt-erneut-politische-patenschaft/
https://www.igfm.de/imke-byl-uebernimmt-erneut-politische-patenschaft/
https://www.igfm.de/imke-byl-uebernimmt-erneut-politische-patenschaft/
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Rezvaneh Khan Beigi.

Zurück 474849 Vor

Weitere Informationen zur Menschenrechtslage im Iran

https://www.igfm.de/iran-bericht-16-mai-2024/page/47/?pdf=46575
https://www.igfm.de/iran-bericht-16-mai-2024/page/47/?pdf=46575
https://www.igfm.de/iran-bericht-16-mai-2024/page/49/?pdf=46575
https://www.igfm.de/iran-bericht-16-mai-2024/page/49/?pdf=46575
https://www.igfm.de/iran/

